Berlin, 30.09.2024

Stellungnahme der Fachverbande fir Menschen mit
Behinderung zum Referentenentwurf des
Bundesministeriums fir Gesundheit vom 03.09.2024

Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der Pflege-
kompetenz (Pflegekompetenzgesetz - PKG)

Die funf Fachverbande fur Menschen mit Behinderung reprasentieren ca.
90 %
seelischer, korperlicher oder mehrfacher Behinderung in Deutschland.

der Dienste und Einrichtungen flir Menschen mit geistiger,
Ethisches Fundament der Zusammenarbeit der Fachverbdnde fur Menschen
mit Behinderung ist das gemeinsame Bekenntnis zur Menschenwtrde sowie
zum Recht auf Selbstbestimmung und auf volle, wirksame und
gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Leben in der
Gesellschaft. Ihre zentrale Aufgabe sehen die Fachverbande in der Wahrung
der Rechte und Interessen von Menschen mit geistiger, seelischer,
korperlicher oder mehrfacher Behinderung in einer sich immerfort

verandernden Gesellschaft.

Vorbemerkung

Die Fachverbande fiur Menschen mit Behinderung bedanken sich fur die
Moglichkeit, zu dem Gesetzentwurf des Bundesministeriums fur Gesundheit
Stellung nehmen zu dirfen.
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Die Fach

Voranstellen mochten die Fachverbande fir Menschen mit Behinderung den Hinweis, dass
gerade auch die Betreuung, Unterstltzung, Pflege und Begleitung von Menschen mit
Behinderung in erheblichem MalRe vom Fachkraftemangel bedroht ist. Mancherorts
mussen ambulante Pflegedienste schlieBen, weil die erforderlichen Fachkrafte nicht mehr
zu finden sind und Menschen, die u.a. auf Pflege angewiesen sind, Kiindigungen von ihren
Pflegediensten ohne Aussicht auf ein neues ambulantes Angebot erhalten.

Die Fachverbande fur Menschen mit Behinderung halten vor diesem Hintergrund die
vorgeschlagene Regelung des § 15a SGB V-neu flr héchst problematisch. Denn nach dem
Wortlaut der Regelung durfte die Erbringung von Pflegeleistungen kunftig ausschlieBlich
durch Pflegefachpersonen erlaubt sein. Wirde dies Gesetz werden, kdnnte eine Vielzahl
an pflegerischen Angeboten, die bspw. auf die Erbringung von Pflege durch
Pflegehelfer*innen elementar angewiesen sind, in Zukunft nicht mehr erbracht werden.

Die Fachverbande fur Menschen mit Behinderungen sind Uberzeugt, dass in Zeiten eines
so massiven Fachkraftemangels nicht neue Vorgaben, sondern vielmehr Flexibilisierung
und weniger Burokratie erforderlich sind, um den bestehenden pflegerischen Bedarfen der
Menschen mit und ohne Behinderung gerecht zu werden.

Zu begrifRRen ist, dass mit dem vorliegenden Entwurf die Rahmenbedingungen der
professionell Pflegenden verbessert und die Kompetenzen der Pflegefachpersonen starker
genutzt werden sollen, um den Beruf attraktiver zu machen und so mehr
Berufsanfanger*innen fir den Pflegeberuf zu gewinnen. Notwendig ware in diesem
Zusammenhang auch eine Starkung der Kompetenzen von Heilerziehungspfleger*innen
bzw. deren Anerkennung als Pflegefachpersonen der Eingliederungshilfe. Bislang kommen
sie gem. 8 71 Abs. 3 S. 2 SGB Xl nur in ambulanten Pflegeeinrichtungen als
Pflegefachperson in Betracht. Eine solche Differenzierung ist weder nachvollziehbar noch
angemessen, vor allem in Zeiten des Fachkraftemangels. Um ausreichende Fachkenntnisse
und Fahigkeiten von Heilerziehungspfleger*innen fir den Einsatz in der Pflege
sicherzustellen, sollten bundeseinheitliche Anforderungen formuliert werden, die direkt in
der Ausbildung oder Uber zertifizierte Weiterbildungen erfullt werden kdnnen.

Auch der Ansatz des Entwurfs, wonach mit dem geplanten Gesetz die pflegenden
Angehdrigen z. B. durch strukturelle Veranderungen starker entlastet werden sollen, ist
positiv zu bewerten. Eine besondere Rolle spielen dabei die Kommunen und zunehmend
auch die Einzelhelfer*innen. Im Kontext Angebote zur Unterstitzung im Alltag sollten nach
Meinung der Fachverbande fir Menschen mit Behinderung Mittel der Tages- und
Nachtpflege fur die Nutzung von Angeboten zur Unterstlitzung im Alltag ohne
Beschrankung auf regelmaRige Gruppenangebote verwendet werden durfen.
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Ein wichtiger Aspekt des Entwurfs ist ferner, dass der Pravention von Pflegebedurftigkeit in
Zukunft eine groRRere Bedeutung beigemessen werden soll.

Uber den Entwurf des PKG hinaus regen die Fachverbande fiir Menschen mit Behinderung
eine Anpassung des 8 120 SGB XI (ambulante Pflegevertrage) dahingehend an, dass eine
Kundigungsfrist fur die Dienste gegenuber den Pflegebedurftigen eingefuhrt wird. Nach
Information der Fachverbande fur Menschen mit Behinderung kommt es mitunter zu
Kundigungen durch die Dienste, teilweise auch mit einer kurzen Frist, innerhalb der die
PflegebedUrftigen so schnell keinen neuen Dienst finden kénnen. Dem ist Einhalt zu
gebieten. Da unklar ist, wann die dazu geplante Gesetzesanderung kommt, sollte eine
entsprechende Neuregelung vorgezogen werden. Hierflr bietet sich das PKG an.

AulRerdem fordern die Fachverbande fir Menschen mit Behinderung, dass
PflegebedUrftigen Listen der zur Verflgung stehenden Angebote zur Unterstiitzung im
Alltag standardmaRig zur Verfligung gestellt werden und Pflegebeddurftige diese nicht erst
anfordern mussen, vgl. 8 7 Abs. 3 S. 1 SGB XI, vgl. auch die u. s. Ausfihrungen zu & 7a und
§ 37 Abs. 3a SGB XI/E.

Anderungen im SGB V (Artikel 3 PKG)

1. Pflegerische und heilkundliche Leistungen durch Pflegefachpersonen (§ 15a SGB V-
neu)

8 15a Abs. 1 S. 1 SGB V-neu sieht Folgendes vor: , Pflegerische und heilkundliche Leistungen
nach diesem und dem Elften Buch Sozialgesetzbuch werden durch Pflegefachpersonen
erbracht.” In Abs. 2 heilt es weiter: , Pflegefachpersonen im Sinne dieses und des Elften Buches
Sozialgesetzbuch sind Personen, die tiber eine Erlaubnis nach & 1 Pflegeberufegesetz verfiigen”.
Es handelt sich somit um Personen, die eine Ausbildung zum Pflegefachmann oder zur
Pflegefachfrau absolviert haben (vgl. 8 2 Nr. 1 Pflegeberufegesetz).

Der zitierte Wortlaut des § 15a Abs. 1 SGB V-neu legt nahe, dass kinftig a/leim SGB V und
SGB Xl vorgesehenen pflegerischen MalRnahmen, inklusive der Grundpflege oder
einfachster Behandlungspflege (8 37 SGB V), nurnoch durch Pflegefachpersonen erbracht
werden kénnen. Dies waére aus Sicht der Fachverbdnde fur Menschen mit Behinderung
hochproblematisch.
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Zum einen kann dieses Fachkrafterfordernis angesichts des derzeit bestehenden
erheblichen Fachkraftemangels kaum erfillt werden. Zum anderen ist es aus medizinisch-
pflegerischer Sicht nicht erforderlich, dass MaBnahmen der Grundpflege, wie z. B. die
Korperpflege, oder Mallnahmen der einfachsten Behandlungspflege, wie z. B. das
Auftragen von Salben, nur durch Pflegefachkrafte durchgefihrt werden. Hierfur spricht
auch 8 103 Abs. 1 S. 1 SGB IX, wonach Teilhabe als Leistung der Eingliederungshilfe
(padagogischer Schwerpunkt) in besonderen Wohnformen die Pflege umfasst.

Ganz in diesem gesetzgeberischen Sinne werden derzeit in besonderen Wohnformen der
Eingliederungshilfe i. S. d. § 71 Abs. 4 Nr. 3 SGB XI MaBnahmen der Grundpflege und der
einfachsten Behandlungspflege regelmalRlig durch Heilerziehungspflegende oder durch
Mitarbeitende mit padagogischer Ausbildung ausgefiihrt, bei denen es sich nicht um
Pflegefachpersonen i. S. d. Pflegeberufegesetzes handelt.

Dies erfolgt auch in Ubereinstimmung mit der bisherigen Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG, Urteile vom 25.02.2015 - Az: B3 KR 10/14 Rund B3 KR 11/14 R
sowie vom 22.04.2015 - Az: B 3 KR 16/14.) In diesen Entscheidungen hat das BSG
ausgefuhrt, dass MalBnahmen der einfachsten Behandlungspflege i. S. d. 8 37 Abs. 2 SGB V
auch durch Laien und somit auch durch das padagogische Personal in Wohnformen der
Eingliederungshilfe erbracht werden kénnen. In der Folge hat es angenommen, dass
Wohnformen der Eingliederungshilfe mit einem Betreuungsumfang, der einem stationaren
Setting entspricht, aufgrund der insofern erfolgten Ubernahme der Gesamtverantwortung
regelmalig auch zur Durchfihrung von einfachster Behandlungspflege verpflichtet sind.
Wird von Leistungserbringern der Eingliederungshilfe nur ein geringerer
Betreuungsumfang gewahrt, besteht nach Auffassung des BSG zwar nur eine Verpflichtung
zur Vornahme entsprechender MalRnahmen, wenn diese mit der erbrachten Leistung der
Eingliederungshilfe deckungsgleich ist, z. B. ausweislich des Leistungsbescheides explizit
Teil der bewilligten Leistung ist (BSG, Urteil vom 17.02.2022 - Az: B 3 KR 17/20 R). Die
grundlegende Wertung des BSG hinsichtlich der erforderlichen Kompetenz zur Erbringung
von einfachster Behandlungspflege dirfte hier aber gleichermalRen gelten.

Hinzu kommt, dass Heilerziehungspflegende gesetzlich derzeit in bestimmten Bereichen
mit ausgebildeten Pflegefachkraften gleichgesetzt werden. So regelt 8 71 Abs. 3S. 2 SGB XI,
dass in ambulanten Pflegeeinrichtungen, die Uberwiegend Menschen mit Behinderung
betreuen und pflegen, Heilerziehungspflegende als ausgebildete Pflegefachkrafte gelten.
Auch nach landesspezifischen Regelungen sind Heilerziehungspflegende im Bereich der
Eingliederungshilfe nach dem SGB IX in sieben Bundeslandern als Fachpflegekrafte
anerkannt, so z. B. in 8 1 Abs. 1 Nr. 4 der Durchfuhrungsverordnung zum Wohn- und
Teilhabegesetz Nordrhein-Westfalen. Das ist auch sachgerecht, denn der Beruf der
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Heilerziehungspfleger*in umfasst nicht nur padagogische, sondern auch pflegerische
Anteile, denn ohne dieses Zusammenspiel ware Teilhabe an der Gesellschaft fir Menschen
mit Behinderung und Pflegebedarf in der Praxis nicht umsetzbar. So ist in den
Landesrahmenlehrpldnen der theoretische Unterricht zu pflegerischen Themen
einschlieBlich des Pflegeprozesses mit durchschnittlich 600 Stunden breit verankert.

Daher ware es ohnehin sinnvoll, den 8 4 Pflegeberufegesetz folgendermalien zu erganzen:
.(4) Die pflegerischen Aufgaben nach Absatz 2 diirfen bei der Erbringung von Leistungen der
Eingliederungshilfe nach dem Achten und Neunten Sozialgesetzbuch von nach Landesrecht
ausgebildeten Heilerziehungspflegerinnen und Heilerziehungspflegern mit einer praktischen
Berufserfahrung von zwei Jahren innerhalb der letzten acht Jahre erbracht werden. Dies gilt nicht
fiir Mafinahmen der komplexen Behandlungspflege nach dem flinften Sozialgesetzbuch.”

Heilerziehungspflege ist ein padagogisch-pflegerischer Beruf, der in Fachschulen gelehrt
wird und ein Niveau von DQR 6 aufweist. Damit ist die mit 8 4 Pflegeberufegesetz
angestrebte fachliche Qualifikation wie auch der Patient*innenschutz sichergestellt.
Zudem stellt die Aufnahme derin 8 71 Abs. 3 S. 2 SGB Xl genannten Vorbedingungen sicher,
dass nur Heilerziehungspflegende mit entsprechender Erfahrung Vorbehaltsaufgaben
Ubernehmen durfen.

Durch die Formulierung im Referentenentwurf besteht eine hohe Verunsicherung, ob mit
der Regelung des 8 15a SGB V-neu die Grundsatze der oben beschriebenen
Rechtsprechung des BSG und die Gleichstellung von Heilerziehungspflegenden und
Pflegefachkraften in den exemplarisch genannten Vorschriften beseitigt werden sollen,
oder ob es sich ,nur” um eine missverstandliche Formulierung im Gesetzestext handelt.

Die Fachverbande fiir Menschen mit Behinderung appellieren daher an den Gesetzgeber,
keinen Pflegefachvorbehalt fiir a/le pflegerischen MaRnahmen des SGB V und des SGB XI
zu regeln, sondern zu differenzieren. Es sollte dringend in 8 15a SGB V-neu und der
Gesetzesbegriindung klargestellt werden, dass Pflegeleistungen und einfachste
MaBnahmen der Behandlungspflege in besonderen Wohnformen sowie in ambulanten
Settings der Eingliederungshilfe auch von Heilerziehungspflegenden erbracht werden
durfen und die Regelung des 8 15a SGB V-neu die in der Rechtsprechung aufgestellten
Grundsatze zur Erbringung von einfachsten MaRBnahmen der Behandlungspflege in
ambulanten Wohnungen und besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe sowie die
gesetzlichen Regelungen zur Gleichstellung von Heilerziehungspflegenden mit
Pflegefachkraften unberihrt lasst. Mit einer entsprechenden Klarstellung in § 15a SGB V-
neu und Ergadnzung in §8 4 Pflegeberufegesetz lieRe sich dies sinnvoll umsetzen, da
§ 15a S. 2 SGB V-neu darauf Bezug nimmt.
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2. Anderung des § 37c SGB V (& 37c SGB V-neu)

Als Folge der geplanten EinflUhrung des 8 15a SGB V-neu soll auch in § 37c
Abs.1S.2SGBV eine Anderung vorgenommen werden. So soll der Begriff der
~Pflegefachkraft” in § 37c Abs. 1 S. 2 SGB V durch das Wort ,Pflegefachperson” ersetzt
werden. Die Fachverbande flir Menschen mit Behinderung méchten anldsslich dieser
Anpassung auf das folgende Problem hinweisen:

Durch das Intensivpflege- und Rehabilitationsstarkungsgesetz wurde die auRerklinische
Intensivpflege aus der hauslichen Krankenpflege gem. § 37 SGB V ausgegliedert und in
§ 37c SGB V verankert. Im Zuge dieser Anderung wurde auch eine etwas abgewandelte
Definition von Intensivpflegebedarf in § 37c Abs. 1 S. 2 SGB V aufgenommen. Wahrend
bislang ein Bedarf angenommen wurde, wenn die standige Anwesenheit einer Pflegekraft
erforderlich war (8 37 SGB V i. V. m. Ziffer 24 der Anlage zur Hauslichen Krankenpflege-
Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses i. d. F. bis zum 31.10.2023), setzt der
Anspruch auf aulRerklinische Intensivpflege nun gem. 8 37c Abs. 1 S. 2 SGB V die ,standige
Anwesenheit einer geeigneten Pflegefachkraft’ voraus. In der Folge fallen bspw. Personen
mit medikamentds nicht einstellbaren Anfallserkrankungen, die zwar der standigen
Anwesenheit einer Pflegekraft aber eben keiner Pflegefachkraft bedirfen, aus dem
Anwendungsbereich des 8 37c SGB V heraus und es kommt zu Leistungsltcken.

Diese Problematik kénnte der Gesetzgeber in dem vorliegenden Gesetzgebungsverfahren
beseitigen, indem er das Wort ,Pflegefachkraft” nicht durch ,Pflegefachperson”, sondern
durch das Wort ,Pflegekraft” ersetzt.

Die Fachverbdnde fir Menschen mit Behinderung fordern daher, das Wort
~Pflegefachkraft” in 8 37c Abs. 1 S. 2 durch das Wort ,Pflegekraft” zu ersetzen.



Die Fach _‘_

Anderungen im SGB XI

A) Artikel 1 PKG
1. Pflegeberatung - 8 7a Abs. 8 SGB Xl-neu

Die Fachverbande fir Menschen Mit Behinderung begrifRen eine Verbesserung der
Beratung pflegedirftiger Menschen durch Ubergreifende Beratungsstrukturen.
Unabhéngig davon, wer berat, halten die Fachverbande fir Menschen mit Behinderung
personliche Ansprechpartner*innen in den Beratungsstellen fir wiinschenswert, die den
organisatorischen Teil der Pflege ibernehmen, der viele Menschen Uberfordert.

2, Starkung des Amtes der Pflegebevollmachtigten - § 10a SGB Xl-neu

Die Starkung des Amtes des Pflegebevollmachtigten ist zu begriflen. Neben den
verschiedensten wichtigen Aufgaben, die mit dem Amt verbunden sind, hat sich die
Pflegebevollmachtigte auch als Gberaus hilfreiches Bindeglied zwischen Pflegebedurftigen
und ihren Angehdrigen sowie den Verbanden und dem Bundesministerium fuir Gesundheit
erwiesen.

3. Pflegefachpersonen bei der Begutachtung, 8§ 18e Abs. 6 SGB XlI-neu

Nach dem Entwurf des PKG soll der Medizinische Dienst Bund bis spatestens 31.12.2025
ein Modellprojekt beginnen, welches untersucht, ob die Ubernahme von Aufgaben im
Zusammenhang mit der Begutachtung der Pflegebedurftigkeit durch Pflegefachpersonen
zielfUhrend ist. Die Fachverbande fur Menschen mit Behinderung regen an, besonders
schutzbedurftige Personengruppen wie z. B. Kinder und Menschen mit einer sog. geistigen
Behinderung oder komplexen Behinderungen von diesem Modellprojekt auszunehmen,
da es fur sie besonders geschulte Gutachter*innen braucht - vgl. auch schon jetzt § 18a
Abs. 10 S. 2 SGB XI fur Kinder.

4, Beratung der Empfanger*innen von Pflegegeld - § 37 Abs. 3a SGB XlI-neu

Nach der neu gefassten Vorschrift sind PflegebedUrftige und Pflegepersonen im Rahmen
der Pflegeberatung, die sie bei Bezug des Pflegegelds verpflichtend abrufen muissen, auf



Die Fach _‘_

bestehende Beratungsangebote ,hinzuweisen”. Dies beurteilen die Fachverbande fur
Menschen mit Behinderung als positiv - jedoch nicht hinreichend. Wiinschenswert waren
Uberdies zugehende Beratungsangebote, angepasst an die Bedirfnisse der
Pflegebedurftigen, insbesondere wenn sie zusatzlich eine Behinderung haben. Denn es
hilft den Menschen nicht weiter, nur an neue Beratungsstellen verwiesen zu werden, sie
bendtigen vielmehr konkrete Kontakte, Terminvermittlung, Hilfe bei der Suche weiterer
Angebote und der Beantragung von Leistungen und vieles mehr.

5. Pflegehilfsmittel und wohnumfeldverbessernde Malinahmen - § 40 Abs. 6 SGB XI-neu,
§ 73d Abs. 1 Nr. 2 und § 33 Abs. 5a SGB V-neu

Gemal 8 40 Abs. 6 SGB XI kénnen Pflegefachkrafte im Rahmen ihrer Leistungserbringung
und ihrer Beratungseinsatze bestimmte Hilfsmittel empfehlen und damit die arztliche
Verordnung sowie die Prifung der Notwendigkeit bzw. der Erforderlichkeit der Versorgung
unter bestimmten Voraussetzungen entbehrlich machen. Mit den vorgesehenen
Anderungen in § 40 Abs. 6 SGB XI-neu, § 73d Abs. 1 Nr. 2 und § 33 Abs. 5a SGB V-neu soll
diese Moglichkeit auf weitere Hilfsmittel erstreckt werden. Kiunftig sollen insbesondere
auch Inkontinenz-Hilfen umfasst sein.

Die Fachverbande fir Menschen mit Behinderung begriiRen, dass Pflegefachpersonen
kunftig mehr Hilfsmittel empfehlen kdnnen und damit der Versorgungsweg fiir Versicherte
unter Nutzung der pflegefachlichen Kompetenz abgekurzt wird. Allerdings weisen die
Fachverbande fir Menschen mit Behinderung darauf hin, dass mit dieser Anderung nicht
die seit langem bestehenden Méngel in der Versorgung mit aufsaugenden Inkontinenz-
Hilfen beseitigt werden kénnen.

Versicherte haben oftmals kein Problem, eine arztliche Verordnung flr Inkontinenz-Hilfen
zu bekommen. Auch die Erforderlichkeit bzw. Notwendigkeit einer entsprechenden
Versorgung wird von den Krankenkassen, die oftmals auf ihren Genehmigungsvorbehalt
verzichtet haben, i. d. R. nicht angezweifelt. Problematisch ist also nicht das ,,ob", sondern
das ,wie" der Versorgung. Denn die von den Krankenkassen durch Vertrage nach
§127SGBV verpflichteten Leistungserbringer stellen den Versicherten oftmals
Inkontinenz-Hilfen in zu geringer Stuckzahl bzw. zu geringer Qualitat, insbesondere unter
Beachtung der spezifischen Bedarfe von Menschen mit Behinderung, zur Verfigung.
Grund hierfur ist u. a., dass Leistungserbringer aufgrund des Wettbewerbsdrucks keine
kostendeckenden Vergutungspauschalen mit den Krankenkassen vereinbaren kénnen.
Paritatische Vertragsverhandlungen werden oftmals nicht ermdéglicht. Dieser Auffassung
ist offensichtlich auch das Bundesamt fir Soziale Sicherung (BAS). Denn es fuhrt in seinem
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LSonderbericht Uber die Qualitat der Hilfsmittelversorgung in der Gesetzlichen
Krankenversicherung” aus dem Jahr 2022 auf S. 30 folgendes aus:

,Die Priifung, inwieweit die Preisvorstellungen der Krankenkassen kostendeckend sind, ist
grundsatzlich keine Aufgabe der Aufsichtsbehdrde. (...) Offensichtlich unzureichende
Versorgungspauschalen in der Inkontinenzversorgung hat das BAS aber zum Anlass genommen,
im aufsichtsrechtlichen Dialog auf eine Anpassung des Preisniveaus hinzuwirken.”

Die bisherigen Versuche des Gesetzgebers, Fehlentwicklungen im Vertragsrecht durch
gesetzliche Vorgaben zu beseitigen (z. B. durch das Gesetz zur Starkung der Heil- und
Hilfsmittelversorgung), waren nicht erfolgreich.

Daher fordern die Fachverbande fir Menschen mit Behinderung, das wettbewerbs-
basierte Vertragsmodell zur Behebung der Qualitatsdefizite in der Inkontinenz-Versorgung
aufzugeben. Stattdessen kénnten Leistungserbringer per Verwaltungsakt zugelassen und
landesweit einheitliche und auskémmliche Versorgungsvertrage fiir die jeweiligen
Hilfsmittelbereiche vorgesehen werden (so auch BAS, Sonderbericht iber die Qualitat der
Hilfsmittelversorgung in der Gesetzlichen Krankenversicherung, 2022, S. 5).

6. Zusétzliche Leistungen bei Pflegezeit - 8 44a Abs. 1 S. 7 SGB Xl-neu

Die Vorschrift soll wie folgt erganzt werden: ,Verstirbt der Pflegebediirftige innerhalb der
Pflegezeit, werden die Zuschtisse nach Satz 1 bis zum Ende der Pflegezeit gewdhrt.” Durch diese
Erganzung soll in Zukunft vermieden werden, dass die Pflegeperson spatestens in der
funften Woche nach dem Tod der gepflegten Person keine Zuschisse mehr bekommt
(84 Abs. 2 S. 1 PflegezeitG). Das ist bislang der Fall und wird nur im Kulanzwege von der
Pflegeversicherung zum Teil anders gehandhabt. Dass der neue Satz 7 die Weiterzahlung
des Zuschusses bis zum Ende der regularen Pflegezeit ausdricklich regelt, ist zu begrulRen.

7. Angebote zur Unterstitzung im Alltag - § 45a SGB Xl-neu

Die Vorschrift wird weitgehend neu gefasst. Dabei fallt jedoch auf, dass die Lange und
Komplexitat der Vorschrift in Widerspruch zu ihrem Ziel von Vereinfachung und
Flexibilisierung steht. Eine Vereinfachung der Norm ware in jedem Fall winschenswert,
maoglicherweise auch durch die Aufteilung der Norm, die in ihren verschiedenen Absatzen
doch sehr unterschiedliche Leistungen beschreibt.
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Die neue Regelung lockert die Anforderungen an Konzepte, nimmt die Einzelhelfer*innen
starker in den Blick und lasst Schulungen der Helfer*innen ausdricklich auch
tatigkeitsbegleitend zu. Diese MaBnahmen im Einsatz der Helfer*innen begriRRen die
Fachverbande fur Menschen mit Behinderungen ausdricklich. Bisher gilt, dass die
Ehrenamtler*innen die Pflegetatigkeit ,unter pflegefachlicher Anleitung” tUbernehmen, vgl.
§ 453 Abs. 1S. 2 Nr. 1 SGB XI. Dies andert der Entwurf dahingehend ab, dass die Helfenden
(nur) ,bei Bedarf* mit einer pflegefachlichen Begleitung oder mit Supervision tatig werden.

FUr die Anerkennung eines Angebots zur Unterstutzung im Alltag (AUA) soll zwar weiterhin
ein Konzept verlangt werden. Insgesamt jedoch sollen burokratische Hurden abgebaut
werden. Zutreffend hebt die Gesetzesbegrindung jedoch hervor, dass nach den
Landesverordnungen auch in Zukunft die Einholung eines Fiihrungszeugnisses bzw. eines
erweiterten FUhrungszeugnisses angezeigt sein kann, wenn es um besonders vulnerable
Personen geht. Diesen Hinweis zum Gewaltschutz halten die Fachverbande fir Menschen
mit Behinderung fur besonders wichtig. Insgesamt sollen die Anforderungen an das AUA
zukunftig auch noch starker von der zu unterstitzenden Person bzw. Personengruppe
abhangen. Beispielhaft nennt der Entwurf auf S. 93 erneut Kinder und Jugendliche mit
Behinderung als eine Gruppe, fur die es qualifiziertere Helfer*innen braucht.

Neu erlaubt § 45a Abs. 2 S. 3 SGB Xl-neu tatigkeitsbegleitende Schulungen und Uberlasst
die konkrete Ausgestaltung den Landesverordnungen. Die Schulungen sollen innerhalb
von 12 Monaten abgeschlossen sein oder modular erfolgen (Begriindung, S. 93 f.). Die
Schulung muss noch nicht begonnen sein, ehe die Tatigkeit aufgenommen werden darf.

Zum Schutz der genannten besonders schutzbedirftigen Personengruppen halten die
Fachverbande fur Menschen mit Behinderungen zumindest die Aufnahme einer
begleitenden Grundqualifikation fur erforderlich. Die Landesverordnungsgeber sollten
daher verpflichtet werden, die Reglungen dafur zu konkretisieren. Die bislang enthaltene
Ermachtigung des Landesverordnungsgebers allein halten die Fachverbande fiir Menschen
mit Behinderung nicht fur hinreichend.

Beim Umgang mit Menschen mit einer sog. geistigen oder auch mehrfachen Behinderung
ist zumindest ein Grundverstandnis auch beim Verhalten bei Notféllen zu fordern. Sofern
die Helfer*innen diesbezlglich keine anderweitig erlangte Erfahrung nachweisen kénnen,
sollte zumindest die Halfte der Schulung absolviert worden sein, ehe die Helfer*innen tatig
werden durfen. Zu Recht weist der PKG-Entwurf auf die unverzichtbare Fahigkeit zu einer
.angemessenen Kommunikation” sowie auf ,Kenntnisse zum Umgang mit
herausforderndem Verhalten” hin (Begriindung, S. 96).
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§ 45a Abs. 3 SGB Xl-neu regelt AUA, die sich nicht an eine bestimmte Zielgruppe richten,
sondern an alle Pflegebedurftigen. Die Regelung vereinfacht die in § 45a Abs. 2 SGB XI/E
genannten Anforderungen an die AUA deutlich. Die Erfullung der Anforderungen nach
8§ 45a Abs. 2 SGB XI-neu wird unter bestimmten Voraussetzungen vermutet. Problematisch
erscheint die in § 45a Abs. 3 S. 3 SGB XlI-neu zum Ausdruck kommende Erwartungshaltung,
dass die AUA bzw. die fur sie handelnden ehrenamtlichen Helfer*innen die
PflegebedUrftigen wie ,Lotsen” durch den Pflegedschungel fuhren und somit als
LJuréffner” dienen kénnen (Begrindung S. 96). Die Fachverbande fur Menschen mit
Behinderung bezweifeln, dass hierfir das nétige Fachwissen vorhanden sein wird.

Mit § 45a Abs. 4 SGB Xl-neu wird die Zulassigkeit von ,Einzelhelfenden” ausfuhrlich
geregelt. Bisher findet sich eine gesetzliche Erwahnung dieser Helfergruppe nur in

§ 45a Abs. 1 S. 5 SGB Xl und teilweise in Landesverordnungen (vgl. z. B. § 4a der
Pflegeunterstitzungsverordnung Hessen; abrufbar unter
https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/jlr-UntAngVHErahmen; § 2a der

Verordnung Mecklenburg-Vorpommern; abrufbar unter: https://www.lagus.mv-

regierung.de/static/LAGUS/Inhalte/Seiten/F%C3%B6rderungen/Anerkennungen/Angebote
%20zur%20Unterst%C3%BCtzung%20im%20Alltag/Dokumente/24.02.2023/UntAnglLVO M

V.pdf).

Nach dem PKG-Entwurf ist zwischen zwei Gruppen von Einzelhelfenden zu unterscheiden:
Wahrend sich manche an einen offenen Adressatenkreis wenden, gibt es auch Angebote,
die nur fUr bestimmte, personlich benennbare Pflegebedurftige gedacht sind (Begriindung,
S. 97; sog. personenbezogen anerkannte Einzelhelfende; oder auch Nachbarschaftshilfe,
obwohl die Beteiligten nicht Nachbarn sein missen). Nur diese letztgenannte Variante der
Einzelhelfenden-Tatigkeit wird durch Neuregelung in Absatz 4 naher ausgestaltet und
lockert ebenfalls die in Absatz 2 der Norm genannten Voraussetzungen fur die
Anerkennung. Zugleich betont der Entwurf, dass die bisherigen
Anerkennungsmoglichkeiten fur die anderen Einzelhelfenden-Angebote nicht
eingeschrankt werden sollen (Begrindung, S. 97).

Allgemein gilt fir die personenbezogen anerkannten Einzelhelfenden: Es darf sich bei den
Einzelhelfenden nicht um Angehdrige handeln (Begriindung, S. 98). Zudem stellt die neue
Fassung klar, dass die Einzelhelfenden fir maximal vier personlich benannte
Pflegebedrftige in Betracht kommen (Begriindung, S. 98). Zu bedauern - und mit Blick auf
den Pflegekraftemangel nicht mehr zeitgemaR - ist, dass Angehorige pauschal als
»Einzelhelfende” ausgeschlossen werden, vgl. 8 45a Abs. 4 S. 3 SGB XI/E. (Begrindung,
S. 98).


https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/jlr-UntAngVHErahmen
https://www.lagus.mv-regierung.de/static/LAGUS/Inhalte/Seiten/F%C3%B6rderungen/Anerkennungen/Angebote%20zur%20Unterst%C3%BCtzung%20im%20Alltag/Dokumente/24.02.2023/UntAngLVO_MV.pdf
https://www.lagus.mv-regierung.de/static/LAGUS/Inhalte/Seiten/F%C3%B6rderungen/Anerkennungen/Angebote%20zur%20Unterst%C3%BCtzung%20im%20Alltag/Dokumente/24.02.2023/UntAngLVO_MV.pdf
https://www.lagus.mv-regierung.de/static/LAGUS/Inhalte/Seiten/F%C3%B6rderungen/Anerkennungen/Angebote%20zur%20Unterst%C3%BCtzung%20im%20Alltag/Dokumente/24.02.2023/UntAngLVO_MV.pdf
https://www.lagus.mv-regierung.de/static/LAGUS/Inhalte/Seiten/F%C3%B6rderungen/Anerkennungen/Angebote%20zur%20Unterst%C3%BCtzung%20im%20Alltag/Dokumente/24.02.2023/UntAngLVO_MV.pdf
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Die Fachverbdnde fir Menschen mit Behinderung fordern daher, den Ausschluss der
Leistungserbringung durch Angehérige ersatzlos zu streichen. Solange es keine
Lohnersatzleistung fur pflegende Angehorige gibt, obwohl diese bereits im
Koalitionsvertrag angedacht wurde, sollten zumindest andere Leistungen oder
Méglichkeiten wie z. B. die, als Einzelhelfer*in zu fungieren, auf die Angehérigen erstreckt
werden, um die enorme Unterstiitzung durch diesen Personenkreis anzuerkennen. Das
Pflegegeld reicht hierfir nicht aus.

Weiterhin darf auch ein (erweitertes) Flihrungszeugnis verlangt werden, ,soweit dies
geboten erscheint” (Begrindung, S. 99). Die Fachverbande fur Menschen mit Behinderung
pléddieren aus den bereits 0. g. Grinden fir eine standardmaBige Einholung eines
FUhrungszeugnisses.

Positiv zu werten ist die von den Einzelhelfenden verlangte Erklarung, dass sie Uber die
Stelle informiert wurden, die im Streitfall weiterhilft (Nr. 3). Gleiches gilt fur die
PflegebedUrftigen, die dariber unterrichtet sein sollen, an wen sie sich bei Schwierigkeiten
wenden kdnnen (Nr. 4 - Begrindung, S. 100 f.). Auch in diesem Kontext ist die Bedeutung
der Leichten Sprache bzw. leicht verstandlichen Sprache fur Menschen mit einer sog.
geistigen Behinderung zu betonen, die auch fir andere Personengruppen wichtig ist.

8. Anspruch auf Umwandlung eines ambulanten Sachleistungsbetrags - § 45f SGB XI-neu

Die bisher in 8 45a Abs. 4 SGB Xl| geregelte Umwandlung soll nunmehr in einem
eigenstandigen § 45f SGB Xl-neu verortet werden. Im Zuge dessen sollen nach dem Entwurf
zukunftig 50 % des Sachleistungsbetrags umgewandelt und auf diese Weise fur die
Nutzung von AUA verwendet werden durfen. Bisher ist die Umwandlung nur i. H. v. 40 %
des Sachleistungsbetrags zulassig. Diese Aufstockung ist grundsatzlich zu begrulRen.

Nicht zu Uberzeugen vermag die Neuregelung nach Meinung der Fachverbande fur
Menschen mit Behinderung insofern, als die Pflegebedurftigen den ,Wunsch auliern”
konnen, eine Information Uber die jeweils zur Abrechnung eingereichten Leistungen zu
erhalten - vgl. 8 45f Abs. 2 S. 4 SGB XlI-neu - und nur im Fall der WunschaulRerung die
Information erhalten. Schon jetzt muss angenommen werden, dass den wenigsten
PflegebedUrftigen diese Wunschmoglichkeit bekannt sein wird. Vor diesem Hintergrund
sollte es nicht auf eine Wunsch-AuBerung durch die pflegebedirftigen Personen
ankommen. Vielmehr sollte die ambulante Pflegeeinrichtung gegenuber der gepflegten
Person verpflichtet sein, diese Information regelmaRig zur Verfigung zu stellen, vgl. auch
§ 120 Abs. 3 S. 4 SGB XI. Die Frage, ob fur einen Unterstitzungs-Mix noch die nétigen
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finanziellen Mittel vorhanden sind, lasst sich nur entscheiden, wenn die hierfur
notwendigen Informationen vorliegen. Ohne diese fehlt es an der Entscheidungs-
grundlage, ob ein Mix an Leistungen realisierbar ist.

Die Fachverbédnde fir Menschen mit Behinderung fordern vor diesem Hintergrund die
standardmaRige Ubersendung der Informationen zur Abrechnung (fiir Menschen mit einer
sog. geistigen Behinderung oder Lernbehinderung in Leichter bzw. leicht verstandlicher
Sprache; dazu gehért auch ein groRes Schriftbild).

9. Anspruch auf Umwandlung des teilstationdren Sachleistungsbetrags - 8 45g SGB XI-
neu

Neu eingefuihrt werden soll der Anspruch fur Menschen ab dem Pflegegrad 2, bis zu 50 %
des Budgets fur die Tages- und Nachtpflege gem. 8 41 SGB Xl als Kostenerstattung fur die
Inanspruchnahme von Leistungen der Angebote zur Unterstltzung im Alltag (AUA) nutzen
zu durfen. Bei Pflegegrad 5 stinden damit z.B. fur solche Angebote bis zu 998 Euro im
Monat zur Verfigung. Dieser neue Leistungsanspruch wird nicht auf Pflegesachleistungen
oder Pflegegeld angerechnet und bedeutet somit eine Leistungserweiterung, die vielen
Menschen zugutekommen kénnte. Die Fachverbande fur Menschen mit Behinderung
begriRen dies im Grundsatz. Die konkrete Ausgestaltung des Anspruchs ist hingegen noch
an die Bedarfe von Menschen mit Behinderung anzupassen.

Zu bedauern ist die Beschrankung des Umwandlungsanspruchs auf Angebote, die an
8 45a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 SGB XI anknupfen und eine ,regelmaRige, mehrstiindige Betreuung
in Gruppen” anbieten. Menschen mit Behinderung werden zwar oftmals in Gruppen
betreut und unterstltzt. Jedoch gibt es einen ebenso grolen Bedarf an der Einzel-
Betreuung. Es ware daher wuinschenswert, dass der Gesetzgeber auf die o. g.
Beschrankung verzichtet und den Weg fiir eine Nutzung der AUA auch fiir andere Formate
freigibt. Dafur spricht, dass auch diese - nicht in Gruppen betreuten - Pflegebedurftigen
Mitglied der sozialen Pflegeversicherung sind. Angebote der Tages- und Nachtpflege
stehen fur sie in der Regel nicht zur Verfligung, weshalb der Anspruch nach § 41 SGB Xl bei
ihnen ins Leere lauft. Die Flexibilisierung dieser Leistung durch eine teilweise
+Umwandlung fir Tagesbetreuung” nach & 45g SGB XI-neu sollte deshalb nicht an zu hohe
Anforderungen geknUpft werden.

Fir eine Erstreckung des neuen Anspruchs auf Angebote, die keinen zusatzlichen
Einschrankungen unterliegen, spricht aullerdem, dass Pflegebedurftige aufgrund
allgemeiner Preissteigerungen schon seit Jahren weniger Leistungen fir den gleich
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gebliebenen Entlastungsbetrag erhalten. Die fur 2025 geplante Erhohung durch
Dynamisierung wird keinen nennenswerten Unterschied machen.

Der Hinweis in der Gesetzesbegrindung, fur nicht regelmalig und nicht mehrstindig
stattfindende Angebote kénne der Umwandlungsanspruch nach 8 45f SGB Xl-neu in
Anspruch genommen werden, vermag nicht zu Uberzeugen (Begrundung, S. 111). Er
Ubersieht, dass der Anspruch nach & 45f SGB Xl-neu mit einer Anrechnung des
Pflegesachleistungsbetrags einhergeht. Folglich stehen weniger Pflegesachleistungen zur
Verflgung, wenn Pflegebedurftige sich fur den Umwandlungsanspruch gem. § 45f SGB XI-
neu entscheiden.

Sollte der Gesetzgeber an der Vorgabe des Gruppenangebots festhalten, sollte zumindest
die weitere Vorgabe der RegelmaRigkeit aufgegeben werden. Allein der Verzicht auf dieses
Kriterium wuirde es wesentlich mehr Menschen mit Behinderung erlauben, auch
unregelmallig stattfindende Gruppenangebote zu nutzen und hierfur die Mittel der Tages-
und Nachtpflege einzusetzen. Es darf nicht Ubersehen werden, dass auch unregelmaRig
stattfindende Angebote wie bspw. die Betreuung von Kindern mit Behinderung wahrend
der Schulferien oder mehrtagige Reisen erheblich zur Entlastung der pflegenden
Angehorigen beitragen.

Falls der Gesetzgeber an der o. g. Beschrankung auf regelmallige Gruppenangebote
festhalt, fordern die Fachverbande fur Menschen mit Behinderung zumindest konkrete
Angaben zu den auslegungsbedurftigen Begriffen wie RegelmalRigkeit, Mehrstindigkeit
und Gruppen. Wanschenswert waren bundesweit einheitliche Mal3stébe. Denn die aus den
unterschiedlichen Landesverordnungen bekannten Auseinandersetzungen zur Dauer,
Regelmaligkeit und Verlasslichkeit des Angebots sollten fur die Zukunft vermieden werden
(vgl. dazu: Die Landesverordnungen zur Anerkennung von Angeboten zur Unterstltzung
im Alltag, Rechtsdienst der Lebenshilfe 4/2018, S. 186 ff.):

Im Ergebnis fordern die Fachverbdnde fiir Menschen mit Behinderung somit die
Beschrankung des § 45g SGB Xl-neu auf die Inanspruchnahme von regelmaRigen,
mehrstindigen Gruppenangeboten zu streichen. Gegebenenfalls miussten die Kriterien
der RegelmaRigkeit, Mehrstiindigkeit und das Vorliegen einer Gruppe wenigstens naher
definiert werden.

Nach 8§ 45g Abs. 2 S. 3 SGB XI-neu mussen die Pflegebedurftigen erst den Wunsch dulRern,
eine Abrechnung Uber die Leistungen zu erhalten (Begrindung, S. 112).



Die Fach _‘_

Wie schon bei der Neuregelung zu & 45f SGB Xl-neu fordern die Fachverbande fir
Menschen mit Behinderung, dass die Pflegebediirftigen regelmé&Rig eine Ubersicht liber
die bereits verbrauchten Leistungen erhalten - und nicht erst den Wunsch danach duern
mussen, vgl. auch schon die Ausfuhrungen zu 8 45f SGB XI-neu.

10.Zusétzliche Leistungen fiir Pflegebedrftige in ambulant betreuten Wohngruppen - §
45h SGB Xl-neu

Der bisherige &8 38a SGB Xl soll als 8 45h SGB Xl-neu fortbestehen. Da es trotz der
Grundsatz-Entscheidungen des BSG von 2020 (Urteile vom 10.09.2020 - AzzB3 P 2/19R; B
3 P 3/19 R; B 3 P 1/20 R) immer wieder Streitigkeiten um diesen Anspruch gibt, ist zu
Uberlegen, verschiedene Klarstellungen in den Wortlaut des Gesetzes aufzunehmen. Zum
Beispiel konnte eine Klarstellung im Sinne von Menschen mit Behinderung sein, dass die
Pflege kein Hauptzweck des Wohnens in der WG sein muss. Grund fUr diese Erganzung ist
die wiederholte Ablehnung beantragter Zuschlage fur Menschen mit Behinderung mit der
Begriindung, bei diesen gehe es nicht in erster Linie um die Pflege, sondern um die
Eingliederungshilfe.

11.Aufgabenerledigung durch Dritte - § 47b SGB XI-neu

Die Neuregelung soll es den Pflegekassen zukunftig erlauben, die Erledigung von Aufgaben
auf Dritte zu Ubertragen. Damit wird die Rechtslage an die des SGB V angeglichen. Ob sich
qualifizierte Dritte finden, die es hierflir braucht, bleibt abzuwarten. Zu Recht betont der
Entwurf des PKG, dass dies nicht zu Verzdgerungen oder einer komplizierten
Antragstellung fuhren darf. Positiv zu werten ist ferner, dass der Entwurf wesentliche
Aufgaben zur Versorgung von Versicherten von der Aufgabenulbertragung ausnimmt. Fur
die Einzelheiten sollen die Vorgaben des BSG beachtet werden.

12.Leben in gemeinschaftlichen Wohnformen mit Vertrégen zur pflegerischen
Versorgung gemal § 92c i. V. m. 8 45j SGB XI-neu.

Die Einfuhrung einer neuen Wohnform zur selbstbestimmten Pflege halten die
Fachverbande fur Menschen mit Behinderung fir einen sinnvollen Ansatz. Das Verhaltnis
dieser neuen Wohnform zu den bestehenden Wohnformen der Eingliederungshilfe, die
nicht § 71 Abs. 4 SGB Xl| unterfallen und damit von der neuen ,gemeinschaftlichen
Wohnform” ausdrticklich abgegrenzt sind, wird noch zu klaren sein.
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Aus Sicht der Fachverbande fur Menschen mit Behinderung haben die ,gemeinschaftlichen
Wohnformen” jedoch nicht die bestehenden Wohnformen der Eingliederungshilfe, in
denen Pflege und Eingliederungshilfe nebeneinander erbracht wird, im Blick und stellt eher
ein weiteres Angebot insbesondere fur alte pflegebedUurftige Menschen dar.

B) Artikel 2 PKG (Weitere Anderung des SGB XI)

1. Ruhen der Leistungsanspriiche - § 34 SGB Xl neu

Die Fachverbande fir Menschen mit Behinderung begrtiRen die in 8 34 Abs. 2 Satz 2 SGB Xl
vorgesehene Anderung, wonach der Zeitraum zur Weiterzahlung des Pflegegeldes
wahrend einer vollstationdren Krankenhausbehandlung sowie in vergleichbaren
Versorgungssituationen von vier auf acht Wochen verlangert werden soll. Noch besser
ware es allerdings, wenn das Zeitlimit in diesen Fallen fir alle Pflegebedurftigen ganz
entfiele, wie dies in 8 34 Abs. 2 Satz 2, 2. Halbsatz SGB Xl bereits seit vielen Jahren fir
PflegebedUrftige vorgesehen ist, die ihre Pflege im sogenannten Arbeitgebermodell
sicherstellen. Nach dem Willen des Gesetzgebers soll damit Planungssicherheit fur die
PflegebedUrftigen und die beschaftigten Pflegekrafte im Sinne eines dauerhaften
Bestandes des  Beschaftigungsverhaltnisses und  einer Vermeidung von
LVersorgungsbruchen” geschaffen werden (BT-Drs. 16/12855, S. 8).

Auch in anderen Fallkonstellationen geraten jedoch die hauslichen Versorgungsstrukturen
unter Druck, wenn deren durchgehende Finanzierung nicht hinreichend sichergestellt ist.
Das gilt insbesondere fur Familien mit Kindern mit Behinderung, in denen haufig ein
Elternteil - in der Regel die Mutter - auf eine eigene Berufstatigkeit verzichtet. Hinzu
kommt, dass gerade bei pflegedurftigen Kindern mit Behinderung und hohem
Unterstltzungsbedarf Krankenhausaufenthalte haufig deutlich langer als acht Wochen
dauern.

Die Fachverbande fiir Menschen mit Behinderung fordern deshalb, Pflegegeld nach § 37
SGB Xl bei allen Pflegebedirftigen unbegrenzt fir die gesamte Dauer der Aufnahme in ein
Krankenhaus oder eine Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtung weiterzuzahlen.

Die in 8 34 Abs. 3 SGB Xl vorgesehenen Fristverlangerungen von vier bzw. sechs auf jeweils
acht Wochen werden ebenfalls begrif3t. Noch besser ware es jedoch, wenn Rentenbeitrage
und andere Leistungen zur sozialen Sicherung nach den 88 44 und 44a SGB Xl wahrend der
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gesamten Dauer einer vollstationaren Krankenhausbehandlung oder einer stationaren
Leistung zur medizinischen Rehabilitation weitergezahlt wirden und zeitlich nicht limitiert
waren. Denn viele Eltern begleiten ihre Kinder in der Klinik fir die gesamte Dauer einer oft
langer als acht Wochen andauernden Krankenhausbehandlung. Sie leisten in dieser Zeit
Pflege, Assistenz und andere Unterstitzung und verbringen durchwachte Nachte am
Krankenbett. Das Klinikpersonal wird hierdurch erheblich entlastet. Nicht nachvollziehbar
ist es deshalb, weshalb die Zahlung von Rentenbeitragen in diesen Fallen auf einen
bestimmten Zeitraum befristet ist.

Die Fachverbande fir Menschen mit Behinderung fordern deshalb, zu regeln, dass die
Leistungen zur sozialen Sicherung nach den §§ 44 und 44a SGB Xl fir die gesamte Dauer
einer vollstationaren Krankenhausbehandlung oder einer stationdren Leistung zur
medizinischen Rehabilitation nicht ruhen, sondern unbegrenzt weiterzuzahlen sind.

2. Beitragssatz, Beitragsbemessungsgrenze, Verordnungsermachtigung - 8 55 SGB XI

Die Fachverbande fur Menschen mit Behinderung nehmen den vorgelegten Gesetzentwurf
zum Anlass, darauf hinzuweisen, dass die neue Beitragssatzregelung in 8 55 SGB XI Eltern
von erwachsenen Kindern mit Behinderung benachteiligt. Es handelt sich dabei um die
neue Regelung des 8 55 Abs. 3 Satz 4 SGB X|, wonach sich fur Eltern der Beitragssatz fur
jedes Kind ab dem zweiten Kind bis zum funften Kind um jeweils einen Abschlag in Hohe
von 0,25 Beitragssatzpunkten bis zum Ablauf des Monats, in dem das jeweilige Kind das
25. Lebensjahr vollendet hat, reduziert. Mit der Vollendung des 25. Lebensjahres entfallt
der Abschlag fur das jeweilige Kind also wieder. Die Altersbegrenzung halt der Gesetzgeber
deshalb fur gerechtfertigt, weil bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres des Kindes der
wirtschaftliche Aufwand der Kindererziehung typischerweise anfallt und am gréRten ist
(vgl. Gesetzesbegrindung zum Pflegeunterstlitzungs- und -entlastungsgesetz (PUEG) in BT-
Drs. 165/23, Seite 74 f.).

Im Hinblick auf erwachsene Kinder ohne Behinderung halten die Fachverbande fur
Menschen mit Behinderung diese Begrindung fir sehr gut nachvollziehbar. Auf
erwachsene Kinder mit Behinderung ist diese Begrundung aber nicht uneingeschrankt
Ubertragbar. Vielmehr ist bei Kindern mit Behinderung nach Auffassung der Fachverbande
fur Menschen mit Behinderung danach zu differenzieren, ob die Kinder finanziell dazu
imstande sind, sich selbst zu unterhalten oder ob das nicht der Fall ist. Der Gesetzgeber
nimmt diese Differenzierung jedenfalls selbst in dhnlichen Regelungszusammenhangen
vor. So gibt es diesbezlglich z.B. in 8§ 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 EStG eine Sonderregelung beim
Kindergeld. Auch wird bei der Vorschrift zur Familienversicherung, auf die sich der
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Gesetzgeber zur Festlegung der Altersgrenze in Bezug auf die neue Beitragsregelung in
§ 55 Abs. 3 Satz 4 SGB V bezieht, in § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 SGB V eine Sonderregelung flr
Menschen mit Behinderung getroffen. Diese sind in der Familienversicherung ohne
Altersgrenze mitversichert, wenn sie aufBerstande sind, sich selbst zu unterhalten.
Hintergrund der genannten Sonderregelungen ist, dass die betreffenden erwachsenen
Kinder mit Behinderung im Gegensatz zu erwachsenen Kindern ohne Behinderung gerade
nicht finanziell selbststandig sind.

Die Fachverbande fir Menschen mit Behinderung fordern deshalb, in &8 55 Abs. 3 SGB XI
einen neuen Satz 6 anzufligen, der vorsieht, dass Satz 4 fur das jeweilige Kind ohne
Altersgrenze gilt, wenn es als Mensch mit Behinderung (8 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten
Buches) auBerstande ist, sich selbst zu unterhalten.
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	5. Pflegehilfsmittel und wohnumfeldverbessernde Maßnahmen - § 40 Abs. 6 SGB XI-neu, § 73d Abs. 1 Nr. 2 und § 33 Abs. 5a SGB V-neu
	6. Zusätzliche Leistungen bei Pflegezeit - § 44a Abs. 1 S. 7 SGB XI-neu
	7. Angebote zur Unterstützung im Alltag - § 45a SGB XI-neu
	8. Anspruch auf Umwandlung eines ambulanten Sachleistungsbetrags - § 45f SGB XI-neu
	9. Anspruch auf Umwandlung des teilstationären Sachleistungsbetrags - § 45g SGB XI-neu
	10. Zusätzliche Leistungen für Pflegebedürftige in ambulant betreuten Wohngruppen - § 45h SGB XI-neu
	11. Aufgabenerledigung durch Dritte - § 47b SGB XI-neu
	12. Leben in gemeinschaftlichen Wohnformen mit Verträgen zur pflegerischen Versorgung gemäß § 92c i. V. m. § 45j SGB XI-neu.

	B) Artikel 2 PKG (Weitere Änderung des SGB XI)
	1.  Ruhen der Leistungsansprüche - § 34 SGB XI neu
	2.  Beitragssatz, Beitragsbemessungsgrenze, Verordnungsermächtigung - § 55 SGB XI



